
 

Die Studierendenvertreter der 
Rheinischen Friedrich-Wil-
helms-Universität Bonn sind 

zur Zeit – freundlich formuliert – et-
was genervt. Grund dafür ist die von 
der Hochschulleitung beabsichtigte 
Einrichtung einer Stiftungsprofessur 
»für Internationale Beziehungen und 
Völkerrechtsordnung unter besonde-
rer Berücksichtigung sicherheitspoli-
tischer Aspekte«. Zwei Dinge erhit-
zen die Gemüter der Nachwuchswis-
senschaftler besonders: die Finanzie-
rung des neuen Lehrstuhls und dessen 
Namensgeber. 250 000 Euro will das 
Bundesverteidigungsministerium bei-
steuern, weitere 50 000 Euro das Aus-
wärtige Amt. Die Professur soll nach 
Henry Kissinger benannt werden, der 
in den Jahren 1969 bis 1977 den US-
Präsidenten Richard Nixon und Ge-
rald Ford als Sicherheitsberater und 
Außenminister diente.

Während Bundesverteidigungsmi-
nister Thomas de Maizière (CDU) 
Kissinger nach eigener Aussage zu 
den »großartigsten Staatsmännern des 
20. Jahrhunderts« zählt, hält es der 
Allgemeine Studierendenausschuß 
(AStA) der Universität Bonn für »völ-
lig unverständlich«, daß ausgerechnet 
eine Professur für Völkerrechtsord-
nung nach Kissinger benannt wer-
den soll, und bezeichnet die damit 
verbundene akademische Ehrung als 
schlicht »nicht akzeptabel«. Gegen 
den US-Politiker würden »bis heute 
schwere Anschuldigungen erhoben, 
für Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit verantwort-
lich zu sein«; entsprechenden »Ge-
richtsverfahren in mehreren Ländern« 
habe er sich »nie gestellt«, heißt es. 
Auch für das Studierendenparlament 
der Bonner Hochschule ist die Benen-
nung eines Lehrstuhls nach Kissinger 
daher »mehr als abwegig«.

Vieles von dem, was der Bonner 
AStA recht vorsichtig als »Anschul-
digungen« bezeichnet, ist längst wis-
senschaftlich belegt – etwa durch die 
Arbeiten des in der US-Hauptstadt be-

heimateten National Security Archive 
der George-Washington-Universität. 
So steht mittlerweile fest, daß Kis-
singer die politische Verantwortung 
für die Flächenbombardements trägt, 
mit denen die US-Luftwaffe während 
des Vietnamkriegs versuchte, Rück-
zugsgebiete und Transportrouten der 
nordvietnamesischen Armee in den 
neutralen Staaten Laos und Kambo-
dscha zu treffen. Den Angriffen fie-
len nach heutigen Schätzungen fast 
eine Million Menschen zum Opfer. 
Wie die Berliner Bürgerrechtsorga-
nisation European Center for Consti-
tutional and Human Rights in einem 
Dossier schreibt, »plante und über-
wachte (Kissinger) die Operationen, 
las die entsprechenden Aufklärungs-, 
Angriffs- und Schadensberichte«. 
Fest steht zudem Kissingers maßgeb-
liche Beteiligung an der Vorbereitung 

des Militärputsches in Chile, der am 
11. September 1973 zum Sturz der 
Regierung des sozialistischen Staats-
präsidenten Salvador Allende führ-
te. In der Folgezeit ermordeten die 
Truppen des Putschistengenerals Au-
gusto Pinochet mit Rückendeckung 
der USA Tausende von Chilenen, die 
ihnen politisch nicht genehm waren. 
Auch der argentinischen Militärdik-
tatur gab Kissinger 1976 grünes Licht 
für die gnadenlose Verfolgung der lin-
ken Opposition. Ebenso fanden die 
Massaker der pakistanischen Armee 
im heutigen Bangladesch (1971) und 
die Massenmorde der indonesischen 
Streitkräfte in Osttimor (1975) seine 
Unterstützung.

Der Universität Bonn hingegen gel-
ten die geschilderten Fakten als »mehr 
oder weniger fernliegende Desiderate 
(sic!) irgendwelcher Akteure«, wie 

der Direktor der dortigen Institute für 
Öffentliches Recht und Völkerrecht, 
Matthias Herdegen, dem Online-Por-
tal Telepolis mitteilte. Passend dazu 
hält der Sprecher der Hochschule, An-
dreas Archut, die Benennung eines 
Lehrstuhls nach Kissinger für ebenso 
»unproblematisch« wie die Finanzie-
rung der Professur durch das Verteidi-
gungsministerium. Ein entsprechen-
des Ausschreibungsverfahren könne 
selbst der AStA »nicht aufhalten«, 
sagte Archut der Nachrichtenagentur 
dpa. Einen Weg, das Projekt doch 
noch zu Fall zu bringen, hat unterdes-
sen der »Fachbereich Bildung, Wis-
senschaft und Forschung« des ver.di-
Landesbezirks Nordrhein-Westfalen 
gewiesen: die Implementierung einer 
universitären »Zivilklausel«, die je-
de Zusammenarbeit mit militärischen 
Stellen strikt untersagt.

Unter dem Motto »Wieder set-
zen! Nazis blockieren!« will 
das Aktionsbündnis »Dres-

den Nazifrei« auch im kommenden 
Jahr verhindern, daß Neofaschisten 
am 13. Februar durch die Stadt an 
der Elbe marschieren. Den Jahrestag 
der Bombardierung Dresdens 1945 
versuchen die Rechten bereits seit 
vielen Jahren für ihre Zwecke zu in-

strumentalisieren. So zelebrieren 
sie den Mythos von der »unschuldi-
gen Stadt« und stellen in grotesker 
Schuldumkehr »Deutschland« als 
»Opfer« alliierter Gewalt dar. Zeit-
weilig ist es ihnen sogar gelungen, 
in Dresden den europaweit größten 
Naziaufmarsch zu etablieren. 2010 
jedoch wendete sich das Blatt: Einem 
breiten antifaschistischen Bündnis 

ist es seither trotz vielfältiger staat-
licher Einschüchterungsversuche 
gelungen, die braunen Aufzüge mit 
Massenblockaden zu verhindern. An 
diese Tradition anknüpfend, startete 
»Dresden Nazifrei« am Freitag (nach 
Redaktionsschluß) mit fünf Kundge-
bungen die Vorbereitungen für den 
13. Februar 2014. In einem am sel-
ben Tag veröffentlichten Aufruf wird 

unterstrichen, daß der Zusammen-
schluß »von Beginn an mehr als ein 
reines Aktionsbündnis« war. Mit dem 
Mahngang »Täterspuren« sei es »ge-
lungen, für die NS-Geschichte Dres-
dens zu sensibilisieren und einen 
Kontrapunkt zur offiziellen städti-
schen Erinnerungspolitik zu setzen«.� 
� (jW)
u www.dresden-nazifrei.com
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So hättet Ihr mit Andrea 
nicht umgehen sollen. 

SPD-Schatzmeisterin Barbara 
Hendricks laut dpa am Freitag 
zu den Delegierten des Bun-
desparteitags in Leipzig mit 
Blick auf das schwache Ergebnis 
von 67,2 Prozent der gültigen 
Stimmen bei der Wiederwahl 
von Generalsekretärin Andrea 
Nahles

Bilfinger ohne 
Staatsaufträge
Mannheim. Der Bau- und Indu-
striedienstleister Bilfinger hat 
sich weitgehend von seinem 
Konzessionsgeschäft mit der 
öffentlichen Hand getrennt, 
wie das Unternehmen am Frei-
tag in Mannheim mitteilte. Für 
270 Millionen Euro übernimmt 
der an der Londoner Börse no-
tierte Infrastrukturfonds BBGI 
die Projekte. Im Konzessions-
geschäft realisierte Bilfinger 
als privater Partner der öffent-
lichen Hand auf Grundlage 
langfristiger Verträge den Bau 
von Verkehrswegen und Im-
mobilien. Da die strategische 
Rolle dieses Geschäftsfelds 
rückläufig sei, hatte Bilfinger 
Ende Mai angekündigt, sich 
von diesem Bereich trennen 
zu wollen. Weiterhin will das 
Unternehmen die Autobahn A1 
in Deutschland sowie Straßen 
in Ungarn in seinem Bestand 
behalten. � (jW/dpa)

Stadionverbot für 
BVB-Fans gefordert
Düsseldorf. Nordrhein-Westfa-
lens Innenminister Ralf Jäger 
(SPD) hat ein bundesweites 
Stadionverbot gegen acht von 
der Polizei als Gewalttäter 
ermittelte Borussia-Dortmund-
Fans gefordert. »Nach den 
erschreckend rücksichtslosen 
Krawallen auf Schalke brau-
chen wir ein klares Signal«, 
betonte Jäger am Freitag in 
einer Stellungnahme. Vor drei 
Wochen hatte es beim Bun-
desligaspiel zwischen dem FC 
Schalke 04 und Borussia Dort-
mund massive Ausschreitungen 
gegeben, acht Borussia-Fans 
sind laut Polizei zweifelsfrei 
als Tatverdächtige identifiziert 
worden. � (jW/dpa)

Haftstrafe nach  
Jobcenter-Attacke
Leipzig. Wegen einer Attacke 
auf eine Mitarbeiterin des 
Leipziger Jobcenters ist ein 
Mann zu 13 Jahren Gefängnis 
verurteilt worden. Das Land-
gericht Leipzig sprach ihn am 
Freitag wegen versuchten Mor-
des und gefährlicher Körper-
verletzung schuldig. Im Mai 
hatte der Langzeitarbeitslose 
die 52jährige in ihrem Arbeits-
zimmer im Jobcenter mit ei-
nem Hammer angegriffen und 
schwer verletzt. Laut Gericht 
habe sich der Haß des Täters 
immer mehr gesteigert, von 
Beschimpfungen bis zu einem 
Angriff mit Pfefferspray und 
schließlich zum Mordversuch. 
� (jW/dpa)

Kriegsverbrecher steht Pate 
An der Uni Bonn soll mit Geldern des Verteidigungsministeriums eine Professur nach Henry 
Kissinger benannt werden. Der AStA protestiert. Von Peer Heinelt 

Gegen Geschichtsklitterung und Naziaufmarsch
Dresden: Neofaschistische Demonstration am 13. Februar soll auch 2014 blockiert werden

Einer der »großartigsten Staatsmänner des 20. Jahrhunderts«, ist Verteidigungsminister de Maizière überzeugt: Henry 
Kissinger (links), u.a. verantwortlich für Flächenbombardements während des Vietnamkriegs 
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